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Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen Rundungsdifferenzen in Höhe von 
+/- 1 Einheit (EUR, % usw.) auftreten. 



Anlage 1

AKTIVA 31.12.2024 31.12.2023 PASSIVA 31.12.2024 31.12.2023
EUR EUR EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN A. EIGENKAPITAL

I. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 0,00 1,00 I. Gezeichnetes Kapital * 4.822.917,00 100.000,00

II. Finanzanlagen II. Kapitalrücklage 123.910.214,38 655.463,58

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 11.239.249,80 0,00 III. Bilanzverlust / Bilanzgewinn -7.377.661,84 301.519,40

2. Wertpapiere des Anlagevermögens 83.066.553,44 0,00 121.355.469,54 1.056.982,98

94.305.803,24 1,00

B. RÜCKSTELLUNGEN
B. UMLAUFVERMÖGEN

1. Sonstige Rückstellungen 34.989,30 2.299,00
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

34.989,30 2.299,00
1. Forderungen gegen verbundenen Unternehmen 0,00 1.000.000,00

C. VERBINDLICHKEITEN
2. Sonstige Vermögensgegenstände 5.680.815,66 52,97

1. Sonstige Verbindlichkeiten 9.814,78 0,00
3. Sonstige Wertpapiere 7.923.762,60 0,00 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr TEUR 10 (Vj.: TEUR 0)

davon aus Steuern TEUR 6 ( Vj.: TEUR 0)
13.604.578,26 1.000.052,97 davon im Rahmen der sozialen Sicherheit TEUR 0 (Vj.: TEUR 0)

9.814,78 0,00
II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 13.489.892,12 59.195,28

III. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 32,73

27.094.470,38 1.059.280,98

121.400.273,62 1.059.281,98 121.400.273,62 1.059.281,98

SPARTA Invest AG

Bilanz zum 31. Dezember 2024



Anlage 2

1.1. - 31.12.2024 1.1. - 31.12.2023

EUR EUR

1. Erträge aus Finanzanlagen (+) 0,00 (+) 0,00

2. Erträge aus dem Abgang von Finanzanlagen (+) 35.870,95 (+) 0,00

3. Verluste aus dem Abgang von Finanzanlagen (-) 0,00 (-) 0,00

4. Zuschreibungen auf Finanzanlagen (+) 0,00 (+) 0,00

und Wertpapiere des Umlaufvermögens

5. Abschreibungen auf Finanzanlagen (-) 7.350.297,06 (-) 0,00

und Wertpapiere des Umlaufvermögens

6. sonstige betriebliche Erträge (+) 15.985,26 (+) 1.063,45

7. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter (-) 41.250,00 (-) 0,00

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung (-) 567,00 (-) 0,00

8. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände (-) 0,00 (-) 0,00

des Anlagevermögens und Sachanlagen

9. sonstige betriebliche Aufwendungen (-) 413.310,82 (-) 7.045,24

10. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge (+) 74.387,43 (+) 30.200,94

davon aus verbundenen

 Unternehmen 29 TEUR (Vj. 30 TEUR)

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen (-) 0,00 (-) 0,00

davon aus verbundenen

Unternehmen 0 TEUR (Vj. 0 TEUR)

12. Ergebnis vor Steuern -7.679.181,24 24.219,15

13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag (-) 0,00 (-) 0,00

14. Ergebnis nach Steuern -7.679.181,24 24.219,15

15. Jahresfehlbetrag / Jahresüberschuss -7.679.181,24 24.219,15

16. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr (+) 301.519,40 (+) 277.300,25

17. Bilanzverlust / Bilanzgewinn -7.377.661,84 301.519,40

SPARTA Invest AG, Heidelberg

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024



ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2024 
 
ALLGEMEINE ANGABEN 
 
Die SPARTA Invest AG hatte zum Bilanzstichtag ihren satzungsmäßigen Sitz in Heidelberg und ist 
eingetragen in das Handelsregister B beim Amtsgericht Mannheim unter der Registernummer HRB 
734565. Der Geschäftssitz ist in Heidelberg.  
 
Die Erstellung des Jahresabschlusses der SPARTA Invest AG für das Geschäftsjahr 2024 erfolgte 
nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches sowie ergänzenden Bestimmungen des 
Aktiengesetzes. Die SPARTA Invest AG ist eine kleine Kapitalgesellschaft im Sinne von § 267 
Absatz 1 Handelsgesetzbuch. Der Abschluss umfasst die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung 
und den Anhang. Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren 
aufgestellt. 
 
Das Grundkapital der SPARTA Invest AG beträgt TEUR 4.823 (Vorjahr TEUR 100) und ist eingeteilt 
in 4.822.917 (Vorjahr 100.000) auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil 
von EUR 1,00 (Vorjahr EUR 1,00) je Aktie. 
 
Die Hauptversammlung der SPARTA Invest AG vom 22. August 2024 hatte beschlossen, das 
Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 100.000,00 Euro um 4.722.917,00 Euro auf 4.822.917,00 
Euro durch Ausgabe von 4.722.917 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bareinlage 
zu erhöhen. Die neuen Aktien wurden vollständig von der Alleinaktionärin der Gesellschaft SPARTA 
AG, Heidelberg, gezeichnet. Die Kapitalerhöhung wurde am 23. Oktober 2024 in das 
Handelsregister eingetragen. 
 
Im Geschäftsjahr 2024 wurde der Großteil des Wertpapierportfolios des Mutterunternehmens 
SPARTA AG sowie verschiedene Nachbesserungsrechte, Optionen, Bankguthaben, 
Geldmarktfondsanteile sowie eine Forderung aus ausländischer Quellensteuerzahlung im Wege von 
Zuzahlungen im Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB zum Verkehrswert in die SPARTA Invest AG 
eingebracht. Das Gesamtvolumen der getätigten Einlagen belief sich auf 123.258.896,19 Euro, 
wobei Vermögensgegenstände im Verkehrswert von 99.571.363,43 Euro in das Anlagevermögen 
und im Verkehrswert von 23.687.532,76 Euro in das Umlaufvermögen der SPARTA Invest AG 
eingebracht wurden. Aufgrund der getätigten Zuzahlungen durch die SPARTA AG ist eine 
Vergleichbarkeit mit dem Vorjahr nicht mehr gegeben. 
 
Nach Einbringung des Großteils des Wertpapiergeschäfts der SPARTA AG in die SPARTA Invest 
AG führt die SPARTA Invest AG seit dem 1. Oktober 2024 das bisherige Beteiligungsgeschäft der 
SPARTA AG weiter. 
 
 
BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSMETHODEN 
 
Die handelsrechtliche Bilanzierung und Bewertung wurde unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung vorgenommen. 
 
 
 



Finanzanlagen 
Die in der Bilanz der SPARTA Invest AG ausgewiesenen Anteile an verbundenen Unternehmen und 
Beteiligungen werden mit den durchschnittlichen Anschaffungskosten beziehungsweise ihrem am 
Bilanzstichtag beizulegenden Wert bewertet. Die Wertpapiere des Anlagevermögens werden mit 
den durchschnittlichen Anschaffungskosten bewertet. Soweit bei den Aktienpositionen des 
Anlagevermögens der Börsenkurs oder der Abfindungspreis im Zusammenhang mit einem 
Abfindungsangebot zum Bilanzstichtag niedriger als die Anschaffungskosten sind, werden 
Abwertungen auf den niedrigeren beizulegenden Wert vorgenommen.  
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden zum Nominalbetrag bzw. zu 
Anschaffungskosten vermindert um erforderliche Abschreibungen ausgewiesen. Bei 
Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten werden das Realisations- und Imparitätsprinzip 
(§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) und das Anschaffungskostenprinzip (§ 253 Abs. 1 Satz 1 HGB) beachtet. 
 
Sonstige Wertpapiere 
Wertpapiere des Umlaufvermögens werden zu Anschaffungskosten unter Beachtung des strengen 
Niederstwertprinzips bilanziert. Als beizulegender Wert gilt für Anteile an börsennotierten 
Unternehmen der Börsenkurs am Stichtag bzw. am letzten Handelstag vor diesem Datum. 
 
Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 
Der Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten werden zum Nennwert angesetzt. Bestände 
in Fremdwährung werden zum Devisenkassamittelkurs am Bilanzstichtag in Euro bewertet. 
 
Rückstellungen 
Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verpflichtungen. Sie 
sind in der Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags 
angesetzt. 
 
Verbindlichkeiten  
Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag bewertet. 
 
 
ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ 
 
Anlagevermögen 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens der SPARTA Invest AG im 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 ist aus dem diesem Anhang beigefügten 
Anlagenspiegel ersichtlich. 
 
Finanzanlagen 
Die Finanzanlagen setzen sich zusammen aus Anteilen an verbundenen Unternehmen, 
Beteiligungen sowie den Wertpapieren des Anlagevermögens. Unter den verbundenen 
Unternehmen werden die Latonba AG und die 2invest AG ausgewiesen. An den Gesellschaften 
besteht kein Mehrheitsanteil, diese sind allerdings aufgrund der Konzernzugehörigkeit zum 
Deutsche Balaton AG-Konzern entsprechend zu klassifizieren. 
 
 



Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände 

TEUR 31.12.2024 31.12.2023 

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 0 1.000 

Forderungen 0 0 

Sonstige Vermögensgegenstände 5.681 0 

Wertpapiere des Umlaufvermögens 7.924 0 

 
Die sonstigen Vermögensgegenstände in Höhe von TEUR 5.681 (Vorjahr TEUR 0) bestehen 
überwiegend aus einer Forderung aus gezahlter ausländischer Quellensteuer in Höhe von TEUR 
3.749 (Vorjahr TEUR 0), aus Abfindungsergänzungsansprüchen in Höhe von TEUR 1.892 (Vorjahr 
TEUR 0) und Aktienoptionen in Höhe von TEUR 36 (Vorjahr TEUR 0). Von den Abfindungs-
ergänzungsansprüchen haben TEUR 1.892 voraussichtlich eine Restlaufzeit von mehr als einem 
Jahr. 
 
 

Gezeichnetes Kapital 
Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt EUR 4.822.917,00 (Vorjahr EUR 100.000,00) und 
ist eingeteilt in 4.822.917 (Vorjahr 100.000) auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem 
rechnerischen Anteil von EUR 1,00 je Aktie. 
 
Auf der außerordentlichen Hauptversammlung am 22. August 2024 wurde folgender Beschluss über 
die Erhöhung des Grundkapitals gegen Bar- und Sacheinlage gefasst: 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 100.000,00 Euro wird um 4.722.917,00 Euro auf 
4.822.917,00 Euro durch Ausgabe von 4.722.917 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
gegen Bareinlage erhöht. Der Ausgabebetrag je neuer Aktie beträgt 1,00 Euro. Die neuen Aktien 
sind am Gewinn für das am 1. Januar 2024 beginnende Geschäftsjahr gewinnberechtigt. 

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung, ihrer Durchführung und 
der Bedingungen der Aktienausgabe festzusetzen. 

Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals wird ungültig, wenn die Durchführung der 
Kapitalerhöhung nicht spätestens am 31. Januar 2025 zur Eintragung in das Handelsregister 
eingetragen ist. 

Die Kapitalerhöhung wurde am 23. Oktober 2024 in das Handelsregister eingetragen. 
 
Eigene Aktien 
Auf der außerordentlichen Hauptversammlung am 22. August 2024 wurde folgender Beschluss über 
die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, auch unter Ausschluss des 
Bezugsrechts, gefasst: 
 
a)  Die Gesellschaft ist ermächtigt, Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu 10 Prozent des 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals oder – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien 
dürfen zusammen mit etwaigen aus anderen Gründen erworbenen eigenen Aktien, die sich 
jeweils im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu 
keinem Zeitpunkt 10 Prozent des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die 



Ermächtigung kann unter Beachtung der gesetzlichen Voraussetzungen zu jedem gesetzlich 
zulässigen Zweck, insbesondere in Verfolgung eines oder mehrerer der in lit. b) genannten 
Zwecke, ausgeübt werden. Ein Handel in eigenen Aktien darf nicht erfolgen. Der Erwerb erfolgt 
in jedem Einzelfall nach Wahl des Vorstands aa) über die Börse oder bb) mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten Kaufangebots. 

1. Soweit der Erwerb über die Börse erfolgt, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert der 
Schlusskurse der Stückaktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse oder, 
sofern eine andere Wertpapierbörse als die Frankfurter Wertpapierbörse Hauptbörse für die 
Aktien der Gesellschaft werden sollte, an dieser Börse, während der letzten drei 
Börsenhandelstage vor dem Abschluss des Verpflichtungsgeschäftes, um nicht mehr als 10 
Prozent über- oder unterschreiten. 

2. Soweit der Erwerb über ein an alle Aktionäre gerichtetes Kaufangebot erfolgt, darf der von 
der Gesellschaft angebotene und gezahlte Erwerbspreis je Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert der Schlusskurse der Stückaktien der 
Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse oder, sofern eine andere Wertpapierbörse 
als die Frankfurter Wertpapierbörse Hauptbörse für die Aktien der Gesellschaft werden sollte, 
an dieser Börse, während der letzten drei Börsenhandelstage, die der Veröffentlichung der 
Entscheidung zur Abgabe des Erwerbsangebots vorangehen, um nicht mehr als 10 Prozent 
über- oder unterschreiten. Ergibt sich nach der Veröffentlichung der Entscheidung zur 
Abgabe des Angebots eine erhebliche Kursabweichung, so kann das Angebot angepasst 
werden. Der maßgebliche Referenzzeitraum sind in diesem Fall die drei Börsentage vor dem 
Tag der Veröffentlichung der Anpassung; die 10 Prozent-Grenze für das Über- oder 
Unterschreiten ist auf diesen Betrag anzuwenden. Sofern das Kaufangebot überzeichnet ist, 
kann der Erwerb nach dem Verhältnis der Beteiligungen der andienenden Aktionäre 
zueinander (Beteiligungsquoten) oder nach dem Verhältnis der angedienten Aktien 
(Andienungsquoten) erfolgen. Darüber hinaus kann zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile 
von Aktien auf ganze Aktienstückzahlen abgerundet werden. Der Vorstand ist ermächtigt, 
das Andienungsrecht der Aktionäre insoweit auszuschließen. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund der Ermächtigung 
in lit. a) oder aufgrund einer früher erteilten Ermächtigung erworbenen Aktien der Gesellschaft 
zu folgenden Zwecken zu verwenden:  

1. Veräußerung von Aktien der Gesellschaft (i) über die Börse oder (ii) durch Angebot an alle 
Aktionäre;  

2. Übertragung von Aktien der Gesellschaft an Dritte gegen Sachleistung im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Betrieben, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen; 

3. Veräußerung von Aktien der Gesellschaft in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an alle Aktionäre, sofern die Veräußerung gegen Barzahlung und zu einem 
Preis erfolgt, der den Börsenpreis der bereits börsengehandelten Aktien der Gesellschaft 
mit gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung ist beschränkt auf die Veräußerung von Aktien, auf die insgesamt ein 
anteiliger Betrag von höchstens 10 Prozent des Grundkapitals im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 



der Ausübung dieser Ermächtigung entfällt. Auf diese Höchstgrenze von 10 Prozent des 
Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (i) der auf Aktien der 
Gesellschaft entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden und (ii) der auf Aktien der Gesellschaft entfällt, die ausgegeben 
werden oder auszugeben sind zur Bedienung von Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen, die ihrerseits unter Ausschluss des Bezugsrechts in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung begeben wurden; 

4. Lieferung von Aktien an die Inhaber von Options- oder Wandelschuldverschreibungen der 
Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften im Sinne von § 18 AktG gemäß den Options- 
oder Wandelanleihebedingungen; dies gilt auch für die Lieferung von Aktien aufgrund der 
Ausübung von Bezugsrechten, die bei einer Veräußerung eigener Aktien durch Angebot an 
alle Aktionäre oder im Fall einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht den Inhabern von 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen der Gesellschaft oder ihrer 
Konzerngesellschaften im Sinne von § 18 AktG in dem Umfang gewährt werden dürfen, in 
dem die Inhaber der Options- oder Wandelschuldverschreibungen nach Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts oder Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht ein 
Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft hätten. Insgesamt darf auf die aufgrund dieser 
Ermächtigung übertragenen Aktien ein anteiliger Betrag von höchstens 10 Prozent des 
Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser 
Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung entfallen, sofern die 
Aktien zur Erfüllung von Options- oder Wandlungsrechten oder Options- und 
Wandlungspflichten, die in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
gewährt oder begründet wurden, verwendet werden. Auf diese Höchstgrenze von 10 
Prozent des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf 
Aktien der Gesellschaft entfällt, die in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert 
werden; 

5. Einziehung von Aktien der Gesellschaft ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss. Die 
Ermächtigung zur Einziehung kann ganz oder in Teilen ausgeübt werden. Die Einziehung 
führt grundsätzlich zur Kapitalherabsetzung. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, in diesem Fall 
die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen. Der Vorstand kann abweichend 
davon bestimmen, dass die Einziehung ohne Kapitalherabsetzung durch Erhöhung des 
anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft gem. § 8 Abs. 
3 AktG erfolgt. Der Vorstand wird in diesem Fall gem. § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG zur 
Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.  

c) Alle vorstehenden Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung von aufgrund dieser oder 
einer früheren Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien können ganz oder teilweise, einmal 
oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam durch die Gesellschaft oder ihre 
Konzerngesellschaften im Sinne von § 18 AktG oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte 
ausgeübt werden. Bei Verwendung eigener Aktien gemäß den Ermächtigungen in lit. b) Ziff. 1. 
(i), 2., 3. und 4. ist das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen. Bei Verwendung eigener 
Aktien gemäß der Ermächtigung in lit. b) Ziff. 1 (ii) durch Angebot an alle Aktionäre, das unter 
Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgt, wird der Vorstand 
ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. 



d) Die Ermächtigung wird wirksam mit Eintragung der Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals auf 4.822.917,00 Euro im Handelsregister und gilt bis zum 12. August 2029. Die 
Ermächtigung gemäß diesem Tagesordnungspunkt 4 steht unter der aufschiebenden 
Bedingung, dass die Durchführung der von der Hauptversammlung beschlossene Erhöhung 
des Grundkapitals gemäß Tageordnungspunkt 1 im Handelsregister eingetragen ist. 

 
Auf der außerordentlichen Hauptversammlung am 22. August 2024 wurde darüber hinaus folgender 
Beschluss über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien auch im Wege des außerbörslichen 
Rückerwerbs und zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien 
sowie zum Ausschluss des Andienungs- und Bezugsrechts gefasst: 
 
a) Ein Erwerb eigener Aktien im Rahmen der unter Tagesordnungspunkt 4 der Hauptversammlung 

beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien kann auch außerhalb der Börse 
erfolgen, 

1. wenn der Erwerb im Rahmen des Erwerbs von oder des Zusammenschlusses mit 
Unternehmen oder des Erwerbs von Beteiligungen an Unternehmen erfolgt, 

oder 

2. wenn es sich um einen Paketerwerb von mindestens 1 % des Grundkapitals handelt und ein 
solcher Erwerb einem Zweck dient, der im vorrangigen Interesse der Gesellschaft liegt und 
der Paketerwerb geeignet und erforderlich ist, diesen Zweck zu erreichen. Das ist 
insbesondere dann der Fall, wenn der Erwerb über die Börse oder durch ein an alle Aktionäre 
gerichtetes öffentliches Kaufangebot bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
eines solchen Angebots zur Erreichung dieses Zwecks zu aufwendig, zu langwierig oder 
sonst – auch unter Berücksichtigung der Aktionärsinteressen – unverhältnismäßig wäre, 

oder 

3. wenn der Rückerwerb unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten durchgeführt wird und dazu 

(i) Optionen veräußert werden, die die Gesellschaft zum Erwerb von Aktien der SPARTA 
Invest AG bei Ausübung der Optionen verpflichten („Put-Optionen“), 

(ii) Optionen erworben werden, die der Gesellschaft das Recht vermitteln, Aktien der 
SPARTA Invest AG bei Ausübung der Optionen zu erwerben („Call-Optionen“) und 

(iii) SPARTA Invest AG-Aktien unter Einsatz einer Kombination aus Put- und Call-Optionen 
erworben werden (Call-Optionen, Put-Optionen und Kombinationen aus Put- und Call-
Optionen nachfolgend auch als „Optionen“ bezeichnet). 

Eventuell bestehende Andienungsrechte anderer Aktionäre werden insoweit ausgeschlossen, 
wie ein Erwerb unter vorstehender Ermächtigung erfolgt. 

b) Der von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) darf den 
durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie an der Frankfurter Wertpapierbörse oder, sofern eine 
andere Wertpapierbörse als die Frankfurter Wertpapierbörse Hauptbörse für die Aktien der 
Gesellschaft werden sollte, an dieser Börse, während der letzten drei Börsentage vor dem 
Erwerb der Aktien nicht überschreiten. Jedoch dürfen die Aktien in diesem Fall auch für einen 
niedrigeren als den danach maßgeblichen Betrag durch die Gesellschaft erworben werden. Der 
Erwerbspreis darf den hiernach maßgeblichen Betrag jedoch nicht um mehr als 10% des 



durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie an der Frankfurter Wertpapierbörse oder, sofern 
eine andere Wertpapierbörse als die Frankfurter Wertpapierbörse Hauptbörse für die Aktien der 
Gesellschaft werden sollte, an dieser Börse, während der letzten drei Börsentage vor dem 
Erwerb der Aktien unterschreiten. 

c) Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten sind auf Aktien im Umfang von fünf 
vom Hundert des Grundkapitals beschränkt. Die Laufzeit der Optionen muss so gewählt werden, 
dass der Erwerb der Aktien der SPARTA Invest AG in Ausübung der Optionen nicht nach dem 
12. August 2029 erfolgt. 

d) Durch die Optionsbedingungen muss sichergestellt sein, dass die Optionen nur mit Aktien 
bedient werden, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem 
im Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Börsenkurs der Aktien der SPARTA Invest AG 
an der Frankfurter Wertpapierbörse oder, sofern eine andere Wertpapierbörse als die 
Frankfurter Wertpapierbörse Hauptbörse für die Aktien der Gesellschaft werden sollte, an dieser 
Börse, erworben wurden. Der in den Optionen vereinbarte, bei Ausübung der Optionen zu 
zahlende Kaufpreis je Aktie der SPARTA Invest AG („Ausübungspreis“) darf den 
durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse 
oder, sofern eine andere Wertpapierbörse als die Frankfurter Wertpapierbörse Hauptbörse für 
die Aktien der Gesellschaft werden sollte, an dieser Börse an den drei letzten Börsentagen vor 
Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % überschreiten und um 
nicht mehr als 10 % unterschreiten (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter 
Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten Optionsprämie). 

Der von der Gesellschaft für Optionen gezahlte Erwerbspreis darf nicht über und der von der 
Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für Optionen darf nicht unter dem nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktpreis der 
jeweiligen Option liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis 
zu berücksichtigen ist. 

e) Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien an die SPARTA Invest AG nur, soweit 
die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Optionsgeschäften zur Abnahme der Aktien 
verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

f) Soweit eigene Aktien gemäß diesem Tagesordnungspunkt 5 erworben werden, sind diese 
Erwerbe auf die Begrenzung des Erwerbs auf 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals (Tagesordnungspunkt 4) unter 
Berücksichtigung der anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden, 
anzurechnen. Im Übrigen gelten alle anderen Vorgaben der Ermächtigung wie unter 
Tagesordnungspunkt 4, einschließlich des dortigen Buchstaben b), der Hauptversammlung 
vorgeschlagen, soweit diese nicht ausschließlich für einen Erwerb eigener Aktien über die Börse 
oder durch ein öffentliches Kaufangebot gemacht werden oder in diesem Beschluss etwas 
Anderes bestimmt ist. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird entsprechend lit. 
c) des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 4 ausgeschlossen. 

g) Die Ermächtigung wird wirksam mit Eintragung der Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals auf 4.822.917,00 Euro im Handelsregister und gilt bis zum 12. August 2029.  



h) Die Ermächtigung gemäß diesem Tagesordnungspunkt 5 steht unter der aufschiebenden 
Bedingung, dass die Durchführung der von der Hauptversammlung beschlossene Erhöhung 
des Grundkapitals gemäß Tageordnungspunkt 1 im Handelsregister eingetragen ist. Die 
Ermächtigung gemäß diesem Tagesordnungspunkt 4 steht unter der aufschiebenden 
Bedingung, dass die Durchführung der von der Hauptversammlung beschlossene Erhöhung 
des Grundkapitals gemäß Tageordnungspunkt 1 im Handelsregister eingetragen ist. 
 

Genehmigtes Kapital 
Auf der außerordentlichen Hauptversammlung am 22. August 2024 wurde folgender Beschluss über 
die Schaffung neuen genehmigten Kapitals, Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre und Änderung der Satzung gefasst: 
 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 21. August 2029 das 
Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 2.411.458,00 Euro durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Die Ermächtigung kann ganz oder in 
Teilbeträgen ausgeübt werden. Die neuen Aktien sind ab dem Beginn des Geschäftsjahres, in dem 
sie ausgegeben werden, gewinnberechtigt. Die neuen Aktien können auch von einem durch den 
Vorstand bestimmten Kreditinstitut oder Wertpapierinstitut mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Kreditinstituten gleichgestellt sind 
die nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätigen Unternehmen. 
 
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien auszuschließen, unter 
anderem aber nicht ausschließlich in folgenden Fällen: 
 
1. für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 
 
2. soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten bzw. den zur 

Optionsausübung oder Wandlung Verpflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), 
die von der SPARTA Invest AG oder einer Konzerngesellschaft SPARTA Invest AG im Sinne von 
§ 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 % der Stimmen 
und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 
der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten 
als Aktionär zustehen würde; 

 
3. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und der rechnerische Anteil der unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 20 % des 
Grundkapitals, das die Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder - soweit niedriger - 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung hat, nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung 
auf 20 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden oder die (ii) zur Bedienung 
von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 



Optionspflichten ausgegeben werden bzw. ausgegeben werden können oder müssen, sofern die 
Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre ausgegeben werden; 

 
4. bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften; 

 
5. soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut oder Wertpapierinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet und 

sichergestellt ist, dass den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird. 
 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 4 und § 4a der Satzung nach vollständiger oder 
teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals und falls das genehmigte Kapital bis zum 21. August 2029 nicht oder nicht 
vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 
 
Kapitalrücklage 
Die Kapitalrücklage beträgt zum 31. Dezember 2024 TEUR 123.910 (Vorjahr TEUR 655). 
 
Bilanzverlust 
Der Bilanzverlust in Höhe von TEUR 7.378 (Vorjahr Bilanzgewinn in Höhe von TEUR 302) beinhaltet 
den Jahresfehlbetrag des Geschäftsjahres 2024 in Höhe von TEUR 7.679 (Vorjahr 
Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 24). 
 
Stimmrechtsmeldungen 
Uns liegen folgende Meldungen über das Bestehen einer Beteiligung, die uns nach § 20 Abs. 1, 
Abs. 4 oder Abs. 5 AktG oder nach § 33 Abs. 1 oder Abs. 2 WpHG bzw. § 127 Abs. 2 Satz 1 WpHG 
mitgeteilt worden sind, vor: 
 
Im Geschäftsjahr 2024 und bis zum Zeitpunkt der Erstellung sind der Gesellschaft keine 
Stimmrechtsmeldungen mitgeteilt worden. 
 
Folgende Stimmrechtsmeldungen sind der Gesellschaft vor dem Geschäftsjahr 2024 mitgeteilt 
worden: 
 
Herr Wilhelm K. T. Zours, geboren am 28. Juli 1961, Deutschland, hat uns gemäß § 20 Abs. 1 AktG 
mitgeteilt, dass ihm mehr als der vierte Teil der Aktien - dies gilt auch ohne Zurechnung von Aktien 
nach § 20 Abs. 2 - an der SPARTA Invest AG mit Sitz in Heidelberg, mittelbar gehört, da ihm gemäß 
§ 16 Abs. 4 AktG die von der Deutsche Balaton Aktiengesellschaft, Heidelberg, mittelbar gehaltenen 
Aktien an der Gesellschaft zuzurechnen sind. Gleichzeitig teilte er uns gemäß § 20 Abs. 4 AktG mit, 
dass ihm eine Mehrheitsbeteiligung an der SPARTA Invest AG mittelbar gehört, da ihm gemäß § 16 



Abs. 4 AktG die von der Deutsche Balaton Aktiengesellschaft, Heidelberg, mittelbar gehaltenen 
Aktien an der Gesellschaft zuzurechnen sind. 
 
Rückstellungen 
Die sonstigen Rückstellungen belaufen sich auf TEUR 35 (Vorjahr TEUR 2). 
 
Verbindlichkeiten 

TEUR 31.12.2024 31.12.2023 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0 0 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 0 0 

Sonstige Verbindlichkeiten 10 0 

 
Die Sonstigen Verbindlichkeiten zum Bilanzstichtag 2024 enthalten im Wesentlichen 
Verbindlichkeiten aus Lohn- und Kirchensteuern in Höhe von TEUR 6. Weiterhin bestehen 
Verbindlichkeiten gegenüber Dritten aus einem Teil der Abfindungsergänzungsansprüche, die unter 
dem Posten Sonstige Vermögensgegenstände berücksichtigt sind in Höhe von TEUR 4. 
 
 
ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 
 
Erträge aus dem Abgang von Finanzanlagen 
Die Erträge aus dem Abgang von Finanzanlagen in Höhe von TEUR 36 (Vorjahr TEUR 0) enthalten 
die Erlöse aus der Veräußerung von Wertpapieren des Anlagevermögens, vermindert um die 
Anschaffungskosten für die Wertpapiere des Anlagevermögens sowie die auf diese Wertpapiere 
entfallenden Verkaufsgebühren. 
 
Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens 

Die Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens belaufen sich auf 
insgesamt TEUR 7.350 (Vorjahr TEUR 0) und sind ausschließlich dem Posten Finanzanlagen 
zuzurechnen.  
 
Sonstige betriebliche Erträge 
Die sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von TEUR 16 (Vorjahr TEUR 1) setzen sich im 
Wesentlichen aus Erträgen aus der Währungsumrechnung in Höhe von TEUR 15 (Vorjahr TEUR 0) 
zusammen. 
 
Personalaufwand 
Der Personalaufwand beträgt im abgelaufenen Geschäftsjahr TEUR 42 (Vorjahr TEUR 0). 
 
Abschreibungen auf Sachanlagen  
Abschreibungen auf Sachanlagen waren keine zu bilanzieren (Vorjahr TEUR 0).  
 
Sonstige betriebliche Aufwendungen 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von TEUR 413 (Vorjahr TEUR 7) bestehen 
vorwiegend aus Aufwendungen aus der Währungsumrechnung in Höhe von TEUR 320 (Vorjahr 
TEUR 0), Kosten der Jahresabschlusserstellung, Buchführung und Prüfung in Höhe von TEUR 29 
(Vorjahr TEUR 2), Kosten der Hauptversammlung in Höhe von TEUR 19 (Vorjahr TEUR 0), 



Wertberichtigungen von Aktienoptionen in Höhe von TEUR 18 (Vorjahr TEUR 0), Kosten der 
Konzernumlage für bezogene Leistungen in Höhe von TEUR 9 (Vorjahr TEUR 2) , Depotgebühren 
in Höhe von TEUR 8 (Vorjahr TEUR 0) und Kosten der durchgeführten Kapitalerhöhung in Höhe von 
TEUR 6 (Vorjahr TEUR 0). 
 
Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 
Die sonstigen Zinsen und ähnliche Erträge in Höhe von TEUR 74 (Vorjahr TEUR 30) enthalten 
Zinserträge von einem verbundenen Unternehmen in Höhe von TEUR 29 (Vorjahr TEUR 30) sowie 
Zinserträge aus Bankguthaben in Höhe von TEUR 45 (Vorjahr TEUR 0).  
 
 
SONSTIGE ANGABEN 
 
Anzahl der Arbeitnehmer 
Die Gesellschaft beschäftigte im Jahr 2024 neben dem Mitglied des Vorstandes keine Mitarbeiter. 
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen, Haftung, Treuhandverhältnisse 
Die SPARTA Invest AG ist im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit an diversen Spruchstellenverfahren 
beteiligt, aus denen in Zukunft aktuell nicht abschätzbare Geldzuflüsse resultieren können. Für die 
organisatorische Betreuung bestimmter Spruchstellenverfahren erhält ein externer Dritter eine 
Erfolgsbeteiligung in Höhe von rd. 5 % des Betrages der zukünftig rechtskräftig festgesetzten 
Nachbesserungsbeträge für diese Spruchverfahren.  
 
Es bestehen nach § 285 Nr. 3a HGB keine sonstigen finanziellen Verpflichtungen in relevanter 
Höhe. 
 
Weitergehende Haftungsverhältnisse und finanzielle Verpflichtungen bestanden zum Bilanzstichtag 
nicht.  
 
Angaben über Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen 
 
Die Forderung in Höhe von TEUR 1.000 gegenüber der SPARTA AG, Heidelberg, wurde beglichen. 
 
Zum 30. September 2024 wurden ein Teil des Wertpapierportfolios des Mutterunternehmens 
SPARTA AG sowie verschiedene Nachbesserungsrechte und Optionen im Wege einer Zuzahlung 
im Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB zum Verkehrswert in die SPARTA Invest AG eingebracht. Für 
börsennotierte Wertpapiere wurde der Börsenschlusskurs zum 30. September 2024 zum Ansatz 
gebracht. Für nicht börsennotierte Wertpapiere und sonstige Ansprüche wurde der entsprechende 
Verkehrswert zum 30. September 2024 ermittelt.  
 
Zum 15. Oktober 2024 wurden von der SPARTA AG Bankguthaben verschiedener Währungen im 
Wege einer Zuzahlung im Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB in die SPARTA Invest AG eingebracht. 
 
Zum 6. Dezember 2024 wurden von der SPARTA AG weitere Bankguthaben verschiedener 
Währungen, Geldmarktfondsanteile sowie eine Forderung aus ausländischer Quellensteuerzahlung 
im Wege einer Zuzahlung im Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB in die SPARTA Invest AG 
eingebracht. 
 



Alle aufgeführten Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen wurden zu marktüblichen 
Konditionen abgeschlossen. 
 
Die SPARTA Invest AG hat bei den im Bericht über die Beziehungen zu verbundenen Unternehmen 
aufgeführten Rechtsgeschäften nach den Umständen, die ihr in dem Zeitpunkt bekannt waren, in 
dem die Rechtsgeschäfte vorgenommen wurden, bei jedem Rechtsgeschäft eine angemessene 
Gegenleistung erhalten. Berichtspflichtige Maßnahmen wurden im Berichtsjahr 2024 auf 
Veranlassung eines verbundenen Unternehmens nicht getroffen bzw. unterlassen. 
 
Die außergewöhnlichen Geschäftsvorfälle des Geschäftsjahres 2024 betreffen 
 
 aufgrund ihrer Größenordnung die Abschreibung auf Anteile der 4basebio plc in Höhe von 

TEUR 2.765 (Vorjahr TEUR 0). 
 

Abschlussprüfer 
 
Das im Geschäftsjahr 2024 für den Abschlussprüfer Nexia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Frankfurt am Main, als Aufwand erfasste Honorar beträgt TEUR 23 und betrifft ausschließlich die 
Tätigkeit als Abschlussprüfer in Höhe von TEUR 23. 
 
 
KONZERNZUGEHÖRIGKEIT 
 
Mit Schreiben vom 22. Februar 2012 hat die SPARTA AG, Hamburg, der Gesellschaft mitgeteilt, 
dass ihr Stimmrechtsanteil 100% beträgt. 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2019 hat die Deutsche Balaton AG der SPARTA Invest AG mitgeteilt, 
dass sie gemäß § 20 Absatz 4 Aktiengesetz eine mittelbare Mehrheitsbeteiligung an der SPARTA 
Invest AG besitzen, da ihr die von der SPARTA AG an der SPARTA Invest AG gehaltenen Aktien 
zuzurechnen sind. 
 
Die SPARTA Invest AG wird in den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2024 der Deutsche 
Balaton AG einbezogen. Der Konzernabschluss ist nach Veröffentlichung bei der Deutsche Balaton 
AG, Ziegelhäuser Landstr.3, 69120 Heidelberg, erhältlich und wird nach Erstellung im elektronischen 
Bundesanzeiger veröffentlicht.  
 
 
ORGANE 
 
Mitglied des Vorstands war 
 Philipp Wiedmann, Heidelberg 

 
Das Vorstandsmitglied übt die Tätigkeit hauptberuflich aus. Das Vorstandsmitglied Herr Wiedmann 
ist auch bei der Muttergesellschaft Deutsche Balaton AG angestellt. 
 
Für das Geschäftsjahr 2024 erhielt der Vorstand Gesamtbezüge in Höhe von TEUR 41. Die 
Gesamtbezüge ergeben sich aus fester Vergütung. 
 



Weitere Organtätigkeiten des Vorstands: 
 
Philipp Wiedmann 
 Strawtec Group AG, Stuttgart, Mitglied des Aufsichtsrats  
 SPARTA AG, Heidelberg, Vorstand  
 Alpha Cleantec Aktiengesellschaft i. Abw., Mitglied des Aufsichtsrats (seit dem 01. Januar 2024) 
 Balaton Agro Invest AG, Mitglied des Aufsichtsrats (seit dem 01. Januar 2024) 
 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats waren: 
 Hildegarde Mertens, Vorsitzende des Aufsichtsrats 
 Dr. Günter Werkmann, stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats  
 Yannick Wendt 
 
Heidelberg, 24. Februar 2025 
 
 
Philipp Wiedmann 
Vorstand       



ANLAGENSPIEGEL 

 
      

Anschaffungskosten 
  

        

                

EUR   01.01.2024 Zugang Abgang Umbuchung 31.12.2024 

                

                

                

                

I. Sachanlagen           

                

  
Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 

          

1.964,65 0,00 1.964,65 0,00 0,00 

      1.964,65 0,00 1.964,65 0,00 0,00 

                

                

II. Finanzanlagen           

                

1. Anteile an verbundenen 0,00 33.909.755,42 0,00 -22.490.071,22 11.419.684,20 

  Unternehmen           

                  

2. Wertpapiere des 0,00 67.960.186,22 213.841,34 22.490.071,22 90.236.416,10 

  Anlagevermögens           

      0,00 101.869.941,64 213.841,34 0,00 101.656.100,30 

                

                

      1.964,65 101.869.941,64 215.805,99 0,00 101.656.100,30 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Kumulierte Abschreibungen 

  
Buchwerte 

  

                

01.01.2024 Zugang Zuschreibung Abgang Umbuchung 31.12.2024 31.12.2024 31.12.2023 

                

                

                

                

                

                

                

1.963,65 0,00 0,00 1.963,65 0,00 0,00 0,00 1,00 

1.963,65 0,00 0,00 1.963,65 0,00 0,00 0,00 1,00 

                

                

                

                

0,00 180.434,40 0,00 0,00 0,00 180.434,40 11.239.249,80 0,00 

                

                

0,00 7.169.862,66 0,00 0,00 0,00 7.169.862.66 83.066.553,44 0,00 

                

0,00 7.350.297,06 0,00 0,00 0,00 7.350.297,06 94.305.803,24 0,00 

                

                

1.963,65 7.350.297,06 0,00 1.963,65 0,00 7.350.297,06 94.305.803,24 1,00 

 
 



Nexia 
   

  | 1 
  |  

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SPARTA Invest AG: 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss der SPARTA Invest AG - bestehend aus der Bilanz 

zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und ver-

mittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 

der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäfts-

jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut für Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-

wortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungs-

vermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-

schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 

mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 

Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prü-

fungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss  

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 

Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen fal-

schen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der 

Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-

menhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzu-

geben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rech-

nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 

sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungspro-

zesses zur Aufstellung des Jahresabschlusses. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses  

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von do-

losen Handlungen oder Irrtümern ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 

der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
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Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-

deckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resul-

tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-

den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab-

schlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kri-

tische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen 

im Jahresabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen 

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-

langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 

für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen re-

sultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher 

als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellun-

gen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwir-

ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten internen Kontrollsystem um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 

den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-

genden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-

nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
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oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Ge-

sellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 

zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 

verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahres-

abschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 

unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-

rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-

langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 

jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 

fortführen kann. 

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-

lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der Gesellschaft vermittelt. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-

stellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, 

die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 
Frankfurt, den 27. Februar 2025 

 
Nexia GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

  

  
Marcus Jüngling Annika Fröde 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 



1.	 Geltungsbereich
(1)	 Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2)	 Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2.	 Umfang und Ausführung des Auftrags
(1)	 Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2)	 Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3)	 Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3.	 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
(1)	 Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2)	 Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4.	 Sicherung der Unabhängigkeit
(1)	 Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2)	 Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5.	 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6.	 Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
(1)	 Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers  
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet.
(2)	 Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7.	 Mängelbeseitigung
(1)	 Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2)	 Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.
(3)	 Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8.	 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet.
(2)	 Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9.	 Haftung
(1)	 Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2)	 Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3)	 Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
(4)	 Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5)	 Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers  
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6)	 § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10.	 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
(1)	 Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2)	 Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3)	 Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11.	 Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2)	 Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3)	 Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a)	 Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b)	 Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c)	 Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d)	 Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e)	 Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4)	 Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5)	 Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6)	 Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a)	 die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b)	 die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c)	 die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d)	 die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7)	 Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12.	 Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13.	 Vergütung
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2)	 Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14.	 Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15.	 Anzuwendendes Recht
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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